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[Antrag der Abgeordneten Dr. Schellenberg, Müller 
(Remscheid), Schmidt (Kempten), Ruf, Lier, Dr. Götz, 
Urbaniak und Genossen] 


A. Problem 

Durch gesellschaftsrechtliche Maßnahmen, an denen knapp- 
schaftliche Betriebe beteiligt sind, die nicht zum Steinkohle- 
bergbau gehören, verlieren die in diesen Betrieben tätigen 
Arbeitnehmer ihren knappschaftlichen Versicherungsschutz, 
wenn der Betrieb durch die Maßnahme seine Eigenschaft als 
knappschaftlicher Betrieb einbüßt oder wenn der Arbeitnehmer 
in einem nicht knappschaftlichen Betrieb oder Betriebsteil des 
durch die Maßnahme entstandenen Unternehmens beschäftigt 
wird. 


B. Lösung 

Mit den vorgesehenen Änderungen des Artikels 2 § 1 b KnVNG 
soll knappschaftlich versicherten Arbeitnehmern auch in den 
übrigen Bergbauzweigen bei gesellschaftsrechtlichen Maß- 
nahmen der knappschaftliche Versicherungsschutz erhalten 
bleiben. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Schellenberg, Müller (Remscheid), 
Schmidt (Kempten), Ruf, Liehr, Dr. Götz, Urbaniak und 

Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Knappschaftsrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes (KnVNG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Artikel 2 § 1 b des Knappschaftsrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes vom 21. Mai 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 533), zuletzt geändert durch das 
Bundesknappschafts-Errichtungsgesetz vom 28. Juli 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 974), wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

1. Der bisherige § 1 b wird Absatz 1. 

2. In Absatz 1 werden nach den Worten „(Bundes- 
gesetzbl. I S. 365)" die Worte „oder in eine in 
einem anderen Bergbauzweig durch einen son- 
stigen gesellschaftsrechtlichen Zusammenschluß 
entstandene Gesellschaft" eingefügt. 

3. Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Personen 
in einem knappschaftlichen oder knappschaftlich 


versicherten Betrieb oder Betriebsteil, die infolge 
einer Verschmelzung, Umwandlung oder einer 
sonstigen gesellschaftsrechtlichen Maßnahme 
zwischen selbständigen Betrieben innerhalb von 
achtzehn Monaten seit Wirksamwerden dieser 
Maßnahme in einem nicht knappschaftlichen oder 
nicht knappschaftlich versicherten Betrieb oder 
Betriebsteil des durch diese Maßnahme entstan- 
denen Unternehmens tätig werden, bis zu ihrem 
Ausscheiden aus diesem Betrieb oder Betriebs- 
teil." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. August 
1969 in Kraft. 


Bonn, den 7. Oktober 1970 
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Begründung 


Artikel 2 § 1 b KnVNG in der geltenden Fassung 
erhält allen Personen die in Betrieben oder Betriebs- 
teilen tätig sind, welche ihre Eigenschaft als knapp- 
schaftlicher Betrieb verloren haben, weil sie nicht 
in die Ruhrkohle AG oder eine andere Gesamtge- 
sellschaft im Sinne des § 18 Abs. 2 des Kohlegeset- 
zes eingebracht worden sind, bis zum Ausscheiden 
aus diesem Betrieb oder Betriebsteil den knapp- 
schaftlichen Versicherungsschutz. Die Regelung ist 
außerhalb des Steinkohlebergbaus nicht anwendbar. | 
Die Änderung und Ergänzung des Artikels 2 § 1 b 
KnVNG dehnt diese versicherungsrechtliche Besitz- 
standsregelung auch auf Zusammenschlüsse außer- 
halb des Steinkohlebergbaus aus, an denen knapp- 
schaftliche oder knappschaftlich versicherte Unter- 
nehmen beteiligt sind. 

Durch die Ergänzung des § 1 b Abs. 1 KnVNG wird 
die Ruhrkohle AG-Regelung auf sämtliche Bergbau- 
zweige erstreckt, und zwar unabhängig von den be- 
sonderen Voraussetzungen des § 18 Abs. 2 des 
Kohlegesetzes. Sie erfaßt damit auch die bereits 
vollzogenen gesellschaftsrechtlichen Zusammen- 
schlüsse im Kalibergbau. 

Der neue Absatz 2 des § 1 b KnVNG gewährt den 
persönlichen Besitzstand auch Versicherten, die in- 
nerhalb des durch eine gesellschaftsrechtliche Maß- 


nahme entstandenen Unternehmens eine nicht 
knappschaftliche oder nicht knappschaftlich versi- 
cherte Tätigkeit ausüben. Sie erfaßt damit auch den 
Zusammenschluß des Hüttenbereichs der Salzgitter 
AG in der Ilseder Hütte, bei dem knappschaftlich 
versicherte Arbeitnehmer in nicht knappschaftlich 
versicherten Betriebsteilen, insbesondere der Haupt- 
verwaltung der „Stahlwerke Peine-Salzgitter AG" 
tätig werden. Die Regelung erstreckt sich auf alle in 
Betracht kommenden gesellschaftsrechtlichen Maß- 
nahmen, an denen knappschaftliche oder knapp- 
schaftlich versicherte Betriebe beteiligt sind. Bei der 
Einbringung des Hüttenbereichs und einiger weite- 
rer Beteiligungen der Salzgitter Gruppe in die Ilse- 
der Hütte gegen die Übernahme von Anteilen an 
der Gesellschaft handelt es sich dabei um eine „son- 
stige" gesell Schafts rechtliche Maßnahme, weil kei- 
ner der eingebrachten Betriebe untergeht, also keine 
Verschmelzung (Fusion) und auch keine Umwand- 
lung vorliegt. 

Die Regelung wird rückwirkend vom 1. August 1969, 
dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Artikels 2 
§ 1 b KnVNG wirksam. Durch die Rückwirkung wird 
sichergestellt, daß die Besitzstandsregelung auch für 
bereits vollzogene gesellschaftsrechtliche Maßnah- 
men gilt, die von Artikel 2 § 1 b KnVNG in der bis- 
herigen Fassung nicht gedeckt wurden. 
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